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837. Aenderungen der Poſtordnung 

vom 20. März 1900. 

Auf Grund des § 50 des Geſetzes über das 
Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 
wird die Poſtordnung vom 20. März 1900 in 
folgenden Punkten geändert. 

1) Der § 3 „Außenſeite“ erhält folgende 
Faſſung: — 

I. Der Abſender darf auf der Außenſeite einer 
Poſtſendung außer den die Beförderung betreffenden 
Angaben ſeinen Namen und ſeine Adreſſe vermerken; 
dieſe ſämtlichen Angaben können, außer bei Briefen 
mit Wertangabe (§ 14) und bei Poſtanweiſungen 
(8 20), auch durch aufgeklebte Zettel hergeſtellt 
werdef Bei Poſtkarten kann der Abſender ſowohl 
über die Rückſeite als auch über den linken Teil der 
Vorderſeite verfügen. Bei den ſonſtigen gewöhnlichen 
und eingeſchriebenen Brieſſendungen ſind außer den 
nach Abſ. I zuläſſigen Angaben weitere Angaben, 
die nicht die Eigenſchaft einer brieflichen Mitteilung 
haben, ſowie Abbildungen unter der Bedingung zu⸗ 
läſſig, daß ſie in keiner Weiſe die Deutlichkeit der 
Aufſchrift ſowie die Anbringung der Stempelabdrücke 
und der poſtdienſtlichen Vermerke beeinträchtigen. 
Wegen der beſonderen Beſtimmungen für Poſtpaket⸗ 
adreſſen und Poſtanweiſungen ſiehe 88 12 und 20. 

III. Die Freimarken ſind in die obere rechte 
Ecke der Aufſchriftſeite, bei Paketen an gleicher Stelle 
auf die Poſtpaketadreſſe zu kleben. 

2) 8 7 „Poſtkarten“. 

a. Abf. III erhält nachſtehende Faſſung: 

Von der Privatinduſtrie hergeſtellte Formulare 
ſind zuläſſig; ſie dürfen in Form, Größe und Papier⸗ 
ſtärke nicht weſentlich von den durch die Poſt aus⸗ 
gegebenen Formularen abweichen. Die Aufſchrift 
„Poſtkarte“ brauchen ſie nicht zu tragen. 


b. Abſ. IV hat wie folgt zu lauten: 

Bilderſchmuck ſowie Aufklebungen auf der 
Rückſeite und auf dem linken Teile der Vorderſeite der 
Formulare ſind inſoweit zuläſſig, als da durch die Eigen⸗ 
ſchaft des Verſendungsgegenſtandes als offene Poſtkarte 
nicht beeinträchtigt wird und die aufgeklebten Zettel uſw. 
der ganzen Fläche nach befeſtigt ſind. Warenproben 
und ähnliche Gegenſtände den Poſtkarten beizufügen 
oder an ihnen zu befeſtigen, iſt nicht geſtattet. 

3) § 8 „Druckſachen“. 

A Abſ. III erhält folgende Faſſung: 

Von der Beförderung gegen die ermäßigte Taxe 
ſind ausgeſchloſſen die mittels des Durchdrucks, der 
Kopierpreſſe und der Schreibmaſchine hergeſtellten 
Schriftſtücke, ferner Druckſachen, die Zeichen tragen, 
welche eine verabredete Sprache darzuſtellen geeignet ſind. 

B. Abſ. VII hat wie folgt zu lauten: 

Druckſachen ſind auch in Form offener Karten 
zuläſſig; ſolche Karten dürfen die Größe der Formulare 
zu Poſtpaketadreſſen nicht weſentlich überſchreiten. 

C. Im Abſ. X iſt 

a. bei Ziffer 1) hinter „Viſitenkarten“ ein⸗ 
zuſchalten: 

ſowie auf Weihnachts⸗ und Neujahrskarten; 

b. bei Ziffer 2) hinter „Abſenders“ ein- 

zuſchalten: 
und des Empfängers; 

c. bei Ziffer 5) hinter „durchſtreichen“ das 
Komma und der Text „um ſie unleſerlich zu 
machen“ zu ſtreichen; 

d. bei Ziffer 7) hinter „berichtigen“ hinzu⸗ 
zufügen: 

und in Mitteilungen über die Abſendung von 
Waren den Tag der Abſendung handſchriftlich 
anzugeben; 

e. bei Ziffer 8) der bisherige Text durch 
den nachſtehenden Text zu erſetzen: 
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in Anzeigen über die Abfahrt oder Ankunft 
von Schiffen den Tag der Abfahrt oder 
Ankunft ſowie die Namen der Schiffe hand⸗ 
ſchriftlich anzugeben; 

f. bei Ziffer 10 hinter „Landkarten“ das 
Komma und „Weihnachts⸗ und Neujahrskarten“ zu 
ſtreichen und hinter „Bildern“ nach Streichung 
des Kommas einzuſchalten: 

und 

4) Im 8 9 „Geſchäftspapiere“ ift unter I 
hinter „Verſicherungsgeſellſchaften“, der Text 
„offene Briefe und Poſtkarten älteren Datums, die 
ihren urſprünglichen Zweck erfüllt haben“, und 
hinter „Arbeit“ einzuſchalten: 

unkorrigierte Schülerarbeiten, 

5) 8 10 „Warenproben“ erhält unter I 
folgende anderweitige Faſſung: 

Gegen die für Warenproben feſtgeſetzte ermäßigte 
Taxe werden nur ſolche Warenproben befördert, die 
keinen Handelswert haben, ferner unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Verſendung nicht zu einem Handels. 
zwecke geſchieht, einzelne Schlüſſel, abgeſchnittene 
friſche Blumen, Tuben mit Serum und pathologiſche 
Gegenſtände, die ſo zubereitet und verpackt find, daß fie 
keinen Schaden anrichten können, naturgeſchichtliche Ge⸗ 
genſtände, getrocknete oder konſervierte Tiere und Pflan⸗ 
zen, geologiſche Muſter uſw. Die Sendungen müſſen 
nach ihrer Form, Verpackung und ſonſtigen Beſchaffen⸗ 
heit zur Beförderung mit der Briefpoſt geeignet ſein. 

6) Im 8 21 „Telegraphiſche Poſtanweiſungen“ 
iſt am Schluſſe des Abſ. VII hinzuzufügen: 

Auf ausdrückliches Verlangen des Aufgebers 
oder Empfängers werden auch gewöhnliche Poſt⸗ 
anweiſungen telegraphiſch nachgeſandt. 

7) 8 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“. 

a. im Abſ. VII (Aenderung vom 17. November 
1906) iſt in Zeile 2 ſtatt „Briefe mit Wertangabe“ 
zu ſetzen: 

Briefe mit einer Wertangabe bis einſchließlich 800 M.; 

b. Abf. VIII erhält folgenden Zuſatz: 

Wegen Anrechnung vorausbezahlten Beſtellgelds 
bei der Rückgabe einer unbeſtellbaren Sendung ſiehe 
8 46, II. 

8) Im $ 46 „Behandlung unbeſtellbarer Poſt⸗ 
ſendungen am Aufgabeorte“ erhält der Abſ. II 
folgenden Zuſatz: 

Vorausbezahltes Beſtellgeld wird dabei auf die 
vom Abſender zu erhebende Beſtellgebühr in An⸗ 
rechnung gebracht; eine Erſtattung vorausbezahlten 
Beſtellgelds findet jedoch nicht ſtatt, weder bei Ab⸗ 
holung der Sendung am Aufgabeorte, noch für den 
Fall, daß die vorausbezahlte Gebühr die am Abſendungs⸗ 
orte zu erhebende Gebühr überſteigt. 

Vorſtehende Aenderungen treten 
1. Oktober in Kraft. 

Berlin, den 10. September 1907. 

Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Kraetke. 


mit dem 


838. Für die im Jahre 1908 in Berlin abzu⸗ 
haltende Turnlehrerprüfung iſt Termin auf Montag 
den 2. März 1908 und die folgenden Tage anbe⸗ 
raumt worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerber ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1908, Meldungen 
anderer Bewerber bei derjenigen Königlichen Regierung, 
in deren Bezirk der Betreffende wohnt, ebenfalls bis 
zum 1. Januar k. Is. anzubringen. 

Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen 
bei dem Königlichen Polizei⸗Präſidium hierſelbſt bis 
zum 1. Januar k. Js. einzureichen. 


Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ ö 


gung finden, wenn ihnen die nach 8 4 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1894 vorgeſchriebenen Schrift⸗ 
ſtücke ordnungsmäßig beigefügt ſind. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehr⸗ 
tätigkeit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit ausgeſtellt ſein. 

Die Anlagen jedes Geſuches find zu einem 
Hefte vereinigt vorzulegen. 

Berlin, den 16. September 1907. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Schwartzkopff. 
839. Durch das Geſetz vom 22. Juni 1907 
zur Abänderung des Geſetzes, betreffend den Erlaß 
polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretungen 


vom 23. April 1883 (G.⸗S. 1883 S. 65 und 


1907 S. 145), haben die Polizeibehörden die Be 
fugnis erlangt, auch in den Strafverfügungen gegen 
Militärperſonen für den Fall des Unvermögens zur 
Zahlung der ausgeſprochenen Geldſtrafen Haft feſt⸗ 
zuſetzen. 

Der § 22 Abſatz 3 der Ausführungsanweiſung 
vom 8. Juni 1883 (M.⸗Bl. für die innere Ver⸗ 
waltung S. 152, Juſtizminiſterialblatt S. 223) er 
hält deshalb nachſtehende Faſſung: 

„Wird die gegen eine aktive Militärperſon 


erlaſſene Strafverfügung vollſtreckbar, fo ift die Voll 


ſtreckung bei dem betreffenden Militärgerichte zu 
beantragen und in dem Requiſitlonsſchreiben ſtets 
zu bemerken, wohin die Geldſtrafe oder die einge⸗ 
zogene Sache abgeliefert werden ſoll.“ 


Der zweite Satz des Abſatzes kommt in Fork“ 


fall. Die Vorſchrift des § 9 Abſatz 3 Satz 2 iſt 


künftig auch bei der Feſtſetzung von Strafen gegen 


Militärperſonen in Anwendung zu bringen. 
Berlin, den 17. Juli 1907. 
Der Juſtizminiſter. 
gez. Beſeler. 
Der Miniſter des Innern. 
gez. von Moltke. 
Vorſtehender Erlaß zur Kenntnis. 
Frankfurt a. O., den 4. Oktober 1907. 


Der Regierungs⸗Präſident 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
840. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Töpfer: 
und Ofenſetzergewerbe mit dem Sitze in Frankfurt a. O. 
beantragt haben, wird hiermit bekannt gemacht, daß 
der Herr Oberbürgermeifter zu Frankfurt a. O. von 
mir zum Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehr- 

heit der beteiligten ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 30. September 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
841. Ich habe den Stromaufſeher Hüſer in 
Kienitz zum Fiſcherelaufſeher ernannt und ihm die 
Auffiht über die Oder von km 621 bis 647 und 
dem Fiſchereiaufſeher, Strommeiſter Bernhard in 
Küſtren unter Befreiung von ſeinem bisherigen Auf⸗ 
ſichtsbezirk, die Fiſchereiaufſicht auf der Oder von 
km 605 bis 621 übertragen. 
Frankfurt a. O., den 2. Oktober 1907. 
0 Der Regierungs⸗Präſident. 
842. Der Spediteur Max Anders in Rixdorf, 
Erlangerſtraße 16, und der Verwalter Georg Wolz 
in München, Arnulfſtraße 130, ſind zu techniſchen 
Aufſichts⸗ und Rechnungsbeamten der Fuhrwerks⸗ 
berufsgenoſſenſchaft in Berlin ernannt und als ſolche 
mit der Befugnis vereidigt worden, ſich in Be⸗ 
hinderungsfällen gegenſeitig zu vertreten. 
Frankfurt a. O., den 30. September 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
843. Das im Grundbuche von Fürſtenwalde a. Sp, 
im Kreiſe Lebus Band XXVII Blatt Nr. 528 ver⸗ 
zeichnete, früher zum Gute Molkenberg gehörige, 
jetzt im Beſitze der Stadtgemeinde Fürſtenwalde a. Sp, 
Kreis Lebus, befindliche und ca. 46 ha große Vor⸗ 
werk Hammelſtall wird fortan an Stelle des Namens 
„Hammelſtall“ mit meiner Genehmigung den 
Namen „Buſchgarten“ 
führen. 
Frankfurt a. O., den 30. September 1907. 
Der Regierungspräſident. 
844. Nachdem, wie ſich im Feſtſtellungsver⸗ 
fahren ergeben hat, die Einführung des Achtuhr⸗ 
ladenſchluſſes für die offenen Verkaufsſtellen der 
Geſchäfte, welche Fleiſch⸗ und Wurſtwaren führen, 
in der Stadtgemeinde Cottbus während des ganzen 
Jähres mit Ausnahme der Vorabende von Sonn⸗ 
und Feſttagen und der Abende an den Tagen der 
Jahrmärkte von mehr als einem Drittel der be⸗ 
teiligten Geſchäftsinhaber beantragt worden iſt, wird 
hiermit bekannt gemacht, daß ich den Herrn Ober⸗ 
bürgermeiſter in Cottbus zum Kommiſſar behufs 
Entgegennahme der Aeußerungen für oder gegen den 
Ladenſchluß gemäß 8 139 f Abſatz 2 der Gewerbe⸗ 
ordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1900 er⸗ 
nannt habe. 
Frankfurt a. O., den 5. Oktober 1907. 
— Der Regierungs⸗Präſident. 
845. Der amtliche Wohnſitz des Neoierver⸗ 
walters der Königlichen Oberförfteret Hammerheide, 


Königl. Oberförſters Fedderſen iſt vom 1. Oktober 
1907 ab von Vordamm nach Hammer, Poſt Eſch⸗ 
bruch Nm., verlegt. 

Frankfurt a. O., den 1. Oktober 1907. 

Königliche Regierung. 
Bekanntmachungen des Königlichen Ober⸗ 
Bergamts zu Halle a. S. 
846. Bergwerksverleihung. 
Im Namen des Königs. 

Auf Grund der am 6. Juli 1907 präſentierten 
Mutung wird dem Rittergutsbeſitzer von Klitzing 
auf Charlottenhof bei Vietz (Oſtbahn) unter dem 
Namen Annemarie I das Bergwerkseigentum in 
dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von 
uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: 
AB OD E F G A bezeichnet iſt und welches, 
einen Flächeninhalt von 2188997 qm, buchſtäblich: 
zweimillioneinhundertachtundachtzigtauſendneunhundert 
ſtebenundneunzig Quadratmeter, umfaſſend, in 
den Gemarkungen Charlottenhof und Tornow im 
Landkreiſe Landsberg (Warthe) des Regierungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamts⸗ 
bezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem 
Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch ver⸗ 
liehen. 

Urkundlich ausgefertigt. 
Halle a. S., den 5. Oktober 1907. 
(Siegel.) 
Nr. 16345. Königlich Preußiſches Oberbergamt. 

Vorſtehende Verleihungsurkunde wird unter 
Verweiſung auf die SS 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit dem Bemerken 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der Situationsriß 
während der im § 37 a. a. O. vorgeſchriebenen Friſt 
in den Dienſträumen des Königlichen Bergrevier⸗ 
beamten zu Frankfurt a. O. zur Einſicht offen liegt. 

Halle a. S., den 5. Oktober 1907. 

Nr. 16345. Könialiches Oberbergamt. 
Befanntmachung des Königlichen Eiſen⸗ 
bahnkommiſſars in Halle a. S 
847. Gemäß § 46 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 166) wird 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der im 
laufenden Steuerjahre zu den Kommunalabgaben ein⸗ 
ſchätzbare Reinertrag aus dem Betriebsjahre 1906/07 
bei der Zſchipkau — Finſterwalder Eiſenbahn und 
der Zweigbahn Sallgaſt Lauchhammer auf 270 000 

Mark feſtgeſetzt worden iſt. 

Halle a. Saale, den 9. Oktober 1907. 

Der Königliche Eiſenbahnkommiſſar. 

848. Gemäß 8 46 des Kommunglabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 166) wird 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, da; der im 
laufenden Steuerfahre zu den Kommunalabgaben 
einſchäßbare Reinertrag aus dem Betriebsjahre 
1906/07 bei der Dahme —Ukroer Eiſenbahn auf 
31500 Mark feſtgeſetzt worden iſt. 

Halle a. Saale, den 8. Oktober 1907. 

Der Königliche Eiſenbahnkommiſſar. 
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849. Nach 
der Durchſchnitts⸗Markt⸗ und Laden⸗Preiſe in den bedeutenderen Marktſtädten 
Markt⸗ 
pro 100 Kilogramm 
Hauptmarkt orte 
Weizen Roggen Gerſte Hafer 
and Kreiſeß en elch — 
2 
E die Preife gelten. 
E 3 5 3 3 8 3 5 
3 „ 20 IB 35 VE EA "ASIEN ° 
2 4 31% e e e 3la e geg 
1. Cottbus 21 ———— 20.40 1980 — — — 18 — 11705017 — 
Calau, Spremberg, 
Sorau, Forſt Stadt, 
GubenStadtu. Land, 
Cottbus Stadt und 
Land. 5 
2. | Eroffen . . 2252 — 2212921880018 77 33160951675 1652 
Croſſen. ö 2 8 E 
3. | Eüftrin . . 20622012192 1981 19 25018 5 5019/18 17175 


Königsberg Nm., 
Soldin. 

4. | Frankfurt a. O.. . 209420562010 19480193019 

Frankfurt a. O. Stadt, 


Weſtſternberg. 

5. Fürſtenwalde 21 20.90 2070198 1960 — sg — 16,80] 16150 
Lebus. 

6. | Landsberg a W. 2066 — [19751880 — 418 40 .— 27.— 1630 


Arnswalde, Friede⸗ 
berg Nm., Lands⸗ 
berg a. W. Stadt 
u. Land. 


7. F ir a es 
Lübben, Luckau. 


8. | Züllichu 
Züllichau, Oſtſtern⸗ 
berg. 

Kleinbahn Cüſtrin—Krieſcht. gehörigen Förſterei Kerngrund, in der zum Land⸗ 
850. Der ſeither von Krieſcht um 1118 Uhr beſtellbezirk der Poſtagentur Carzig (Neumark) ge 
vormittags abgelaſſene Perſonenzug Nr. 12 verkehrt | hörigen Förſterei Carziger Rahmhütte, ſowie in der 
auch vom 1. Oktober d. Js. ab bis auf weiteres | zum Landbeſtellbezirk der Poſtagentur Breitebruch 
in gleicher Weiſe wie bisher. (Kr. Soldin) gehörigen Förfterei Oſterburg Tele⸗ 
Sonnenburg, den 3. Oktober 1907. graphenanſtalten mit öffentlicher Fernſprechſtelle in 
Die Bahnverwaltung. Wirkſamkeit getreten. Gleichzeitig iſt den beſtehen⸗ 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober: den Telegraphenanſtalten in Förſterei Rahmhüt 
poftdireftion zu Frankfurt a. O. Kr. Soldin die Bezeichnung „Förſterei Rahmhütte 

851. Am 10. Oktober find in der zum Land- | bei Berlinchen Neumark“ und in Förfterei Rahm 

beſtellbezirk der Poſtagentur Richnow (Kr. Soldin) [hütte Kr. Landaberg Warthe die Bezeichnung 


21045 2129/21 1959 19719 90.1656 16 10 1701 1671649 


u 1.1... K ²˙ - —˙ 
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weiſung 

des Regierungs⸗Bezirks Frankfurt a. O. für den Monat September 1907. 

Preiſe 
Hülſenfrüchte 

. 

S8 8 2 
S 8 — 

2 E 

22 155 

8 165) 5) 

A N. 


& 
oa 
I 
or 


pro 1 Kilogramm 


Speck (geräu⸗ 
chert), hieſiger 


34 375060 


35 20 — 70 


„Förſterei Zanziner Rahmhütte“ beigelegt worden. 
852. Am 7. Oktober iſt bei der Poſthilfſtelle 
in Wormsfelde eine Telegraphenanſialt mit öffent⸗ 
licher Fernſprechſtelle eröffnet worgen. 
Perſonal⸗Nachrichten. 
Perſonalberänderungen beim Königlichen 
Oberbergamte. 
853. Das rechtskundige Mitalied des Ober⸗ 
bergamts Geheimer Bergrat Voelkel ift als Hilfs⸗ 
arbeiter in die Vergwerksabteilung des Minifteriums 


für Handel und Gewerbe zu Berlin einberufen und 
an ſeiner Stelle der Geheime Bergrat Bennholdt 
ſeither beim Oberbergamte in Dortmund, als rechts⸗ 
kundiges Mitglied nach Halle verſetzt worden. 
854. Ernannt fird zu Ober⸗Poſtinſpektoren 
der Poſtinſpektor Stöhr und der Telegraphen⸗ 
inſpektor Müller, beide in Frankfurt (Oder). 

Geſtorben find der Poſtdirektor Hülſenkamp 
in Cottbus, der Poſtſekretär Fehrmann in Forſt 
(Lauſitz). 
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®adenePreife. Bro 1 Kilogramm 


„ Hauptmarktorte Mehl zur > „ fee 
5 va Speifebereitung| — 5 Buch⸗ Hafer⸗ 8 3 Java, | Java, Spei- Schweine: 
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855. Nach weiſung 

des monatlichen Durchſchnitts der höchſten Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert für 

50 Kilogramm guten Hafer, Heu und Richtftroh in den 6 Hauptmarktorten des Regierungs⸗ 
Frankfurt a. Oder für den Monat Erbtem ber, 1907. 


Durchſchnitt der höchſten 
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50 Landsberg a. W. 906] 341] 3015 Landsberg Stadt und 
Land, Arnswalde, 

Su — 9 Me Friedeberg N.⸗M. 

6 Zülli cha 897] 358 256 / Croſſen a. O., Oft 
Sternberg, Züllichau. 

Frankfurt a. O., den 14. Oktober 1907. Der Regierungs⸗ Präſident. 


Redigtert im Vureau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 7 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerel Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O, 


Sonder Beilage zum 43. Stück des Amtsblatts. 


Ankung 


der 


Alädte-Fruerſozietüt der Provinz Brandenburg. 


I. Allgemeines. 
8 1 


Die Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg iſt eine öffentliche Anſtalt zum Zwecke 
der gegenſeitigen Verſicherung von Gebäuden, Baulichkeiten, Zubehörſtücken und beweglichen 


Gegenſtänden gegen Brand-, Blitz⸗ und Exploſionsſchaden — nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen. 


Das 


Für 


15 


2. 


882 
Sozietätsgebiet umfaßt ſämtliche Städte der Provinz Brandenburg. 


83. 
die Gebäudenverficherung beſtehen folgende Vergünſtigungen:“) 
Die öffentlichen Behörden haben den Erſuchen der Sozietätsbehörden um Mitwirkun 9 
in Sozietätsangelegenheiten innerhalb ihrer Zuſtändigkeit zu entſprechen. 
Von Stempel und Gebühren ſind befreit: 
a) die Verhandlungen zur Verwaltung der Sozietätsangelegenheiten, 
b) der darauf bezügliche Schriftwechſel der Behörden miteinander und mit den 
Verſicherten, 
e) die amtlichen Zeugniſſe über den Verſicherungsabſchluß (Verſicherungs⸗ 
ſchein) und 
d) die Quittungen über Entſchädigung. 


Bei Rechtsſtreitigkeiten find Stempel und Gebühren, deren Zahlung der 


Sozietät obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 


Zu Verträgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt zu verwenden: 


a) zu den Hauptausfertigungen — der Stempel zum halben Betrage, 
b) zu den Nebenausfertigungen — der Stempel beglaubigter Abſchrif ten. 


. Rüdftändige Beiträge der Verſicherungsnehmer und dieſen zur Laft fallend e 


Schätzungskoſten find auf Antrag im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. 


. Die Sozietät hat ein Sonderrecht im Konkurſe (§ 61 ff. der Konkursordnung 


vom 10. Februar 1877, in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898, 
— Reichsgeſetzblatt Seite 612 ff. —). 


) Reglement vom 23. Juli 1844. — Geſetzſammlung Seite 334. — Reglement vom 18. September 1871. 
3 Geſetzſammlung Seite 413. — Allerhöchſter Erlaß vom 11. Mai 1877. — Geſetzſammlung Seite 221. — 


Zweck. 


Gebiet. 


Sonderrechte. 


Verwaltung 
und Sitz. 


Provinzial⸗ 
landtag. 


Provinzial⸗ 
ausſchufßß. 


Direktor. 


2 


II. Perfallung. 
§ 4. 


Die Sozietät wird von dem Provinzialverbande von Brandenburg nach Maßgabe dieſer 
Satzung verwaltet. Sie hat ihren Sitz am Sitze des Provinzialverbandes. 


8 5. 
1. Der Provinziallandtag wählt 
a) den Direktor der Sozietät auf Vorſchlag des Sozietätsausſchuſſes, 
b) die Mitglieder des Sozietätsausſchuſſes (8 8). 
2. Der Provinziallandtag beſchließt über: 
a) Einrichtung des Kaffen- und Rechnungsweſens, 
b) Feſtſtellung des Haushaltsplans, 
c) Genehmigung von: 
Ueberſchreitungen des Haushaltsplans und außerplanmäßigen Ausgaben, 
d) Entlaſtung der Jahresrechnung, 
e) Einrichtung von Aemtern, Zahl, Art der Anſtellung und Beſoldung der Beamten, 
f) Aenderung der Satzung, 
g) Auflöſung der Sozietät. 


8 6 


1. Der Provinzialausſchuß führt die Aufſicht über die Verwaltung der Sozietät und 
bereitet die Beſchlüſſe des Provinziallandtags vor. 


2. Der Provinzialausſchuß ernennt die Beamten, ſoweit dieſes Recht nicht dem Direktor 
übertragen iſt (§ 15). 


87. 
1. Die unmittelbare Verwaltung der Sozietät wird von einem Direktor geführt, welcher 
zu dem Provinzialverbande in dem Verhältnis eines Provinzialkommiſſars ($ 99 Pr.⸗O.) ſteht. 


2. Der Direktor iſt der Dienſtvorgeſetzte der für die Sozietät angeſtellten Beamten, 
gegen welche ihm auch das Disziplinarrecht zuſteht. 


3. Der Direktor vertritt als öffentliche Behörde die Sozietät nach außen in allen 
Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo das Geſetz eine Sondervollmacht verlangt. Er verhandelt 


namens der Sozietät mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und vollzieht 
alle Schriftſtücke. 


4. Der Direktor wird auf 12 Jahre oder auf Lebenszeit gewählt. Die Wahl unterliegt 
landesherrlicher Beſtätigung. Er wird vom Oberpräſidenten in das Amt eingeführt und vereidigt. 
Seine Geſchäftsanweiſung erläßt der Provinzialausſchuß. 


5. Das Dienſteinkommen des Direktors wird im Haushaltsplan der Sozietät feſtgeſetzt. 
Sein Anſpruch auf Ruhegehalt, ſowie das Recht auf Witwen- und Waiſenverſorgung regeln ſich, 
wenn er auf Zeit gewählt iſt, nach den für den Landesdirektor, wenn er auf Lebenszeit 
gewählt iſt, nach den für die oberen Provinzialbeamten geltenden Vorſchriften, ſofern nicht anderes 
feſtgeſetzt iſt. 


6. Zu jeder länger als eine Woche dauernden Abweſenheit vom Amtsſitze bedarf der 
Direktor der Einwilligung, welche bis zur Dauer von 6 Wochen von dem Vorſitzenden des 
Provinzialausſchuſſes, daruber hinaus von dem Provinzialausſchuſſe zu erteilen iſt. 


7. Im Falle der Behinderung, ſowie bei Erledigung der Stelle des Direktors, beſtellt 
der Provinzialausſchuß einen Stellvertreter. Für kürzere Behinderungsfälle übernimmt der 
Sozietätsſyndikus die Vertretung. 


8. Die Wahl des Direktors und die Beſtellung feines Stellvertreters find zu veröffent- 


lichen. (§ 833.) 


* 


— RE 


88. 

1. Zur Mitwirkung bei der Verwaltung der Sozietätsangelegenheiten wird ein Sozietäts⸗ 
ausſchuß — als Provinzialkommiſſion (§ 99 Pr.⸗O.) — beſtellt. 

2. Der Sozietätsausſchuß beſteht aus: 

a) dem Direktor, als Vorſitzenden, 

b) zwölf vom Provinziallandtage zu wählenden Mitgliedern, 

e) einem Mitgliede der Hauptritterſchaftsdirektion in Berlin, a 

d) einem Vertreter der Landesdeputation des Markgraftums Niederlauſitz in Lübben. 
Das Recht zur Abordnung des Mitgliedes zu e und des Vertreters zu d erliſcht, ſobald der 
Zwang zum Eintritt in die Sozietät für die Beſitzer der von den beteiligten Inſtituten beliehenen 
Grundſtücke aufhört. 

3. Die Mitglieder zu b müſſen bei der Sozietät verſichert und zu Abgeordneten des 
Provinziallandtages wählbar ſein. Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung 
mit dem gänzlichen oder zeitweiſen Aufhören der für die Wählbarkeit geltenden Bedingungen. 
Ob einer dieſer Fälle eingetreten iſt, entſcheidet der Provinzialausſchuß endgültig. 

4. Die Wahl der vom Provinziallandtage zu wählenden Mitglieder des e 
erfolgt auf 6 Jahre; jedoch bleiben die Ausſcheidenden bis zur Einführung der Neugewählten 
im Amte. 

5. Für die im Laufe der Wahlzeit ausſcheidenden Mitglieder ſind Erſatzwahlen vorzu⸗ 
nehmen. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen Zeitraums im Amte, für 
welchen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 

6. Die Gewählten werden vom Direktor durch Handſchlag verpflichtet und in das 
Amt eingeführt. 

7. Der Landesdirektor und die zu ſeiner Vertretung abgeordneten oberen Beamten können 
den Sitzungen des Sozietätsausſchuſſes mit beratender Stimme beiwohnen. Auch können der 
Syndikus (8 9), und ein Baubeamter der Sozietät zur Teilnahme an den Beratungen eingeladen werden. 

8. Der Sozietätsausſchuß verſammelt fi, fo oft es die ihm überwieſenen Geſchäfte 
erfordern. Die Einberufung erfolgt durch den Direktor. 


9. Der Sozietätsausſchuß regelt feinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung, welche 
der Genehmigung des Provinzialausſchuſſes bedarf. 


Sozietäts⸗ 
ausſchuß 


10. Der Sozietätsausſchuß kann nur beſchließen, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens 


ſechs gewählte Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

11. Der Sozietätsausſchuß hat zu befchließen: über alle ihm durch dieſe Satzung (88 51, 
12, 13, 146, 153, 16, 18, 20, 22, 28, 29°, 371, 51, 69, 70, 72, 73, 75, 782, 792 u. 3) oder durch den 
Direktor überwieſenen Sozietätsangelegenheiten ſowie über den An- und Verkauf vun Grundſtücken. 

12. Der Sozietätsausſchuß hat ſein Gutachten abzugeben über: 

a) den vom Direktor entworfenen Haushaltsplan, Ueberſchreitungen desſelben und darin 
nicht vorhergeſehene Ausgaben ($ 18), 

bh) die Jahresrechnung (§ 20), 

c) alle ihm vom Provinzialausſchuß zur Begutachtung überwieſenen Sozietätsangelegen⸗ 
heiten, beſonders über die Geſchäftsanweiſung an die Magiſtrate, 

d) Aenderung der Satzung und 

e) Auflöſung der Sozietät. 

13. In den Sitzungen des Sozietätsausſchuſſes hat der Direktor von den wichtigſten Vor⸗ 
kommniſſen der Verwaltung Mitteilung zu machen und die Mitglieder in fortlaufender Kenntnis 
von den Geſchäften zu erhalten. 

14. Der Sozietätsausſchuß kann von dem Stande der Verwaltung durch Einſicht der Akten 
und Bücher Kenntnis nehmen. Der Direktor hat hierüber auf Erfordern Auskunft zu erteilen und 
Anträge entgegen zu nehmen. 


8 9. 

Die Geſchäfte des Syndikus der Sozietät find vom Landesſyndikus der Provinz Branden⸗ 
burg wahrzunehmen, ſoweit nicht der Provinzialausſchuß auf Vorſchlag des Direktors eine andere, 
zum Richteramte befähigte Perſon damit beauftragt. 


Syndikus. 


— 4 — 


§ 10. 0 
Amts⸗ Der Direktor und die vom Provinziallandtage gewählten Mitglieder des Sozietätsausſchuſſes 
eutfegung. können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus feinem Amte rechtfertigen, vom 
Provinzialausſchuſſe ihrer Aemter enthoben werden. 
Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet ohne aufſchiebende Wirkung die Be⸗ 
ſchwerde an den Provinziallandtag ſtatt. 


SR 
Vertretungs⸗ Die für eine längere Vertretung des Direktors etwa zu gewährende Entſchädigung wird 
koſten. vom Provinzialausſchuſſe feſtgeſetzt. 
895 5 
Orts⸗ 1. Die örtlichen Geſchäfte der Sozietät mit Einſchluß der Erhebung der Feuerſozietäts⸗ 


verwaltung. Beiträge und deren Einſendung an die Hauptkaſſe werden in den Städten des Sozietätsgebiets 
nach der vom Provinzialausſchuß erteilten Geſchäftsanweiſung durch die Magiſtrate von Amtswegen 
beſorgt. Insbeſondere haben dieſelben Duplikate der Lagerbücher zu führen, die bei dem Direktor 
behufs Eintragung aller bei der Sozietät genommenen Verficherungen gehalten werden. 


2. Der Direktor kann die auf die Verſicherungsnahme und die Aufhebung der Verſicherung 
bezüglichen örtlichen Geſchäfte in einzelnen Städten Geſchäftsführern übertragen, für die der 
Sozietätsausſchuß die Anftellungs- und Beſoldungsbedingungen feſtzuſetzen hat. Die beſtellten 
Geſchäftsführer ſind dem Magiſtrate anzuzeigen und durch das für die Bekanntmachungen des 
letzteren beſtimmte Blatt bekannt zu machen. 

3. Für die Beſorgung ihrer örtlichen Geſchäfte hat die Sozietät den Magiſtraten 5% — 
wo aber gemäß vorſtehenden Abſatzes 2 ein Geſchäftsführer beſtellt iſt 4% — der ausgeſchriebenen 
Beiträge zu gewähren, vorbehaltlich anderweiter Feſtſetzung durch den Provinzialausſchuß. 


$ 13. 
Sozietäts⸗ Der Direktor kann — mit Genehmigung des Sozietätsausſchuſſes — 
kommiſſare. zur Förderung der Sozietätsangelegenheiten und zur Ueberwachung des Geſchäfts⸗ 


verkehrs zwiſchen den Vexſicherungsnehmern und den Sozietätsbehörden Kom⸗ 
miſſare beſtellen, eine Geſchäftsanweiſung für die Kommiſſare erlaſſen und die 
Vergütung der Kommiſſare feſtſetzen. 


§ 14. 
3 25 er 1. Die Schaͤtzung von Gebänden uſw., welche 
El, a) verſichert werden ſollen oder 
n, b) von Schaden betroffen worden find ($ 43), 


wird in der Regel von Soz ietätsſchätzern (Taxatoren) vorgenommen. 
2. Zu Schätzern können beſtellt werden: 
a) rechtliche und erfahrene Werkmeiſter, 
b) von den Kommunalverbänden angeſtellte Techniker, 
ſofern fie nicht als Agenten oder ſonſt für Privat⸗Feuerverſicherungsanſtalten tätig find. 
3. Die Schätzer dürfen nicht ſchätzen, wenn ſie mit den Verſicherungsnehmern näher als 
im dritten Grade verwandt oder verſchwägert ſind. 
4. Die Schätzer werden vom Direktor beſtellt. 
5. Die Schätzer werden von dem Magiſtrat vereidigt. 
6. Der Direktor erläßt mit Genehmigung des Sozietätsausſchuſſes die Geſchäftsanweiſung 
für die Schätzer und ordnet ihre Gebühren. 
7. Im Uebrigen können als Schätzer oder beſondere Sachverſtändige zugezogen werden: 
a) die Sozietätsbaubeamten, 
b) die Königlichen Kreisbaubeamten, 
c) die von den Kommunalverbänden angeſtellten Baubeamten und 
d) Sonderſachverſtändige. 


— 


8 15. 


1. Die für die Sozietät angeſtellten Beamten find Brandenburgiſche Provinzialbeamte und Beſtim⸗ 
unterliegen den für dieſe geltenden Vorſchriften, ſoweit nicht die Satzung etwas anderes beſtimmt. mungen über 


2. Sie werden durch den Direktor in ihr Amt eingeführt und vereidigt. 5 
3. Ihre Ausbildung geſchieht nach den vom Sozietätsausſchuß zu erlaſſenden Vorſchriften. 


4. Die Annahme der Beamten zur Ausbildung, auf Probe und zu vorübergehenden 
Dienſtleiſtungen, ſowie deren Entlaſſung, ſteht dem Direktor zu. 


5. Die Anſtellung der Beamten erfolgt nach Maßgabe des Haushaltsplans, und zwar: 
a) auf Lebenszeit durch den Provinzialausſchuß, auf Vorſchlag des Direktors, oder 
b) auf Kündigung durch den Direktor. 

6. Ueber die Entlaſſung der auf Kündigung angeſtellten Beamten entſcheidet der Direktor. 


§ 16. 
Der Direktor, die vom Provinziallandtage gewählten Mitglieder des Sozietätsausſchuſſes Tagegelver 
die Beamten, Schätzer und Kommiſſare erhalten für Dienſtreiſen Tagegelder und Reiſekoſten, über und 
deren Höhe der Provinzialausſchuß auf Vorſchlag des Sozietätsausſchuſſes zu beſchließen hat. Reiſekoſten. 


8 17. 
Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. Rechnungs⸗ 
jahr. 
8 18. 


1. Der Haushaltsplan wird alljährlich vom Direktor entworfen und mit der Begut- Haushalts- 
achtung des Sozietätsausſchuſſes dem Provinzialausſchuſſe eingereicht. Die Feſtſetzung desſelben plan. 
erfolgt durch den Provinziallandtag ($ 5). Der feſtgeſetzte Haushaltsplan bleibt bis zur Feſtſetzung 
des neuen in Kraft. 

2. Der Direktor hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem feſtgeſetzten Plane 
geführt wird. Er erläßt die Einnahme- und Ausgabeanwetſungen an die Hauptkaſſe (8 19). 

3. Ueberſchreitungen des Haushaltsplans und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur 
unter Verantwortung des Provinzialausſchuſſes ſtattfinden und bedürfen der Genehmigung des 
Provinziallandtags (§§ 5 und 6). 

§ 19. 

1. So lange keine eigene Kaſſenverwaltung eingerichtet iſt, wird die Hauptkaſſe der Sozietäts⸗ 
Sozietät von der Landeshauptkaſſe nach den für die Verwaltung der Kaſſengeſchäfte des Provinzial⸗ Hauptkaſſe. 
verbandes geltenden Beſtimmungen verwaltet. 

2. Die Sicherheitsleiſtung der Beamten der Landeshauptkaſſe gilt auch für die Verwaltung 
der Sozietäts⸗Hauptkaſſe. 

3. Die Landeshauptkaſſe hat die zeitweilig entbehrlichen Sozietätsbeſtände gleich ihren 
ſonſtigen Beſtänden zu belegen. 

4. Die Sozietäts⸗Hauptkaſſe wird von dem Landesdirektor gleichzeitig mit der Landes⸗ 
hauptkaſſe geprüft. Der Direktor erhält jedesmal Abſchrift des Kaſſenabſchluſſes, hat auch das 
Recht, den Kaſſenprüfungen beizuwohnen. 


8 20. 
1. Die Jahresrechnung der Sozietät iſt nach erfolgter Prüfung durch den vom Provinzial⸗ Jahres- 
ausſchuß dazu beſtimmten Beamten dem Direktor vorzulegen, welcher ſie mit der Begutachtung rechnung. 
des Sozietätsausſchuſſes dem Provinzialausſchuſſe einzureichen hat. Die Prüfung, Feſtſtellung und 
Entlaſtung der Rechnung erfolgt durch den Provinziallandtag (§ 5). 
2. Nach Abſchluß der Jahresrechnung find Auszüge aus derſelben mit einer Ueberſicht 
der Verwaltungsergebniſſe vom Direktor zu veröffentlichen (§ 833). 


8 21. 


Sobald die Ergebniſſe des Verwaltungsjahres feſtſtehen, hat der Direktor über die Ver⸗ Ver⸗ 


waltung und den Stand der Angelegenheiten der Sozietät dem Provinzialausſchuſſe Bericht zu waltungs⸗ 
erſtatten. 8 bericht. 


— 


III. Perfſicherung. 
A. Gebäude (Immobiliar)⸗Verſicherung. 
9 
Annahme⸗ Die Sozietät iſt verpflichtet, alle ihr innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes zur Verſicherung 
zwang. angebotenen Gebäude zur Verſicherung anzunehmen. 
Ausgenommen ſind ſolche Gebäude, die 
a) durch die Art der Benutzung, bauliche Beſchaffenheit oder in Folge der Perſönlichkeit 
ihres Beſitzers oder ihrer Bewohner einer außergewöhnlichen Feuersgefahr unterliegen, 
b) zum Abbruch beſtimmt ſind, 
e) auf fremdem Grund und Boden ſtehen. 


b § 23. 
Annahme ⸗ 1. Die Annahmepflicht ($ 22) erſtreckt ſich auf die Verſicherung von: 
* en Gebäuden und Baulichkeiten, 


b) im Bau begriffenen 
c) Umwehrungen aus Stein, Eiſen und Holz, 
d) Brücken, 
e) Brunnen, 
1) Gebäudezubehör, das mit dem Gebäude verbunden und nicht leicht entfernbar iſt, 
g) Zubehörſtücken des Bodens. 
— Ob das Zubehör (k und g) als Immobiliar gelten kann, entſcheidet dex Direktor —. 
2. Die Verſicherung zu le—g iſt davon abhängig, daß die Gebäude des Grundſtücks bei 
der Sozietät ſchon verſichert ſind, oder gleichzeitig verſichert werden. 


§ 24. 

Be⸗ Die Sozietät kann Verſicherungen beſchränken oder nur unter Sonderbedingungen annehmen: 
ſchränkungs⸗ 1. ſolange nicht der Nachweis der bevorſtehenden Auflöſung einer anderweitigen Ver⸗ 
1 und ſicherung geführt oder auf die Rechte aus dieſer Verſicherung rechtsverbindlich 

5onder⸗ ichtet it; 
bedingungen. verzichtet iſt; 


2. wenn Gebäude eine außergewöhnliche Feuersgefahr bieten; 
3. wenn das Deutſche Reich ſich im Kriegszuſtande befindet. 
In dieſer Zeit kann auch eine Verſicherungserhöhung abgelehnt werden. 


9 25. 
Ber: Als Verſicherungswert gilt der ortsübliche Bauwert unter Abzug eines dem Zuſtande des 
ſicherungs⸗ Gebäudes, insbeſondere dem Alter und der Abnutzung entſprechenden Betrages. 
wert. 8 26. 
Bauwerts⸗ 1. Gebäude und Baulichkeiten, welche neu oder höher verſichert werden ſollen, ſind durch 
ermittelung einen Schätzer der Sozietät oder durch beſondere, vom Direktor zu beſtellende Sachverſtändige 
Schatzung). zu ſchätzen (§ 14). ö 
2. Die Schätzung der Gebäude und Baulichkeiten iſt auf den Bauwert zur Zeit der 
Verſicherungsnahme oder der örtlichen Nachprüfung (8 37) — unter Zugrundelegung 
der am Orte geltenden Durchſchnitts⸗Löhne und Preiſe — zu richten. 
3. Wird der Bauwert eines Gebäudes uſw. durch An-, Aus- oder Umbau erhöht, eine 
Nachſchätzung jedoch nicht beantragt, ſo gelten die veränderten bezw. neuen Gebäudeteile als in der 
Verſicherungsſumme mit einbegriffen. 
4. Bei Neu⸗ oder Veränderungsbauten kann die Verſicherungsſumme für die Bauzeit ohne 
Schätzung auf Grund des Koſtenanſchlages feſtgeſetzt werden. Der Eigentümer iſt aber verpflichtet, 
ac RE des Baues die ſatzungsmäßige Schätzung des Gebäudes unverzüglich ausführen 
zu laſſen. 
5. Von der Schätzung und Verſicherung dürfen Teile eines Gebäudes uſw. — mit 
Ausnahme der Grundmauern — nicht ausgeſchloſſen werden. 
6. Die Grundmauern gelten nur dann als mitgeſchätzt und mitverſichert, wenn dies in 
der Bauwertstaxe (§ 34!) angegeben worden iſt. 4 
7. Inwieweit dem Verſicherungsnehmer Abſchätzungskoſten zur Laſt fallen, wird durch die 
Gebührenordnung (§ 14 No. 6) beſtimmt. 


Su 2 


§ 27. 

1. Als maſſiv gelten Gebäude, deren Umfaſſungswände bis zum Dach aus einem nicht Bauart. 
brennbaren Bauſtoff beſtehen, oder wenigſtens außen einen halben Stein ſtark verblendet ſind. 

2. Ein Dach gilt für feuerſicher, wenn es mit Steinen, Metall oder anderem Bauſtoff 
gedeckt iſt, deſſen Feuerſicherheit landespolizeilich anerkannt iſt. 

3. Für die Klaſſeneinordnung (§ 28) eines Gebäudes von verſchiedener Bauart oder 
Bedachung iſt in der Regel der feuergefährlichere Teil entſcheidend. 

4. Aneinander gebaute Gebäude, die nicht durch eine Brandmauer getrennt ſind, werden 
in der Regel in die Klaſſe, zu der das feuergefährlichere gehört, eingeordnet. 


8 28. 
Die verſicherungsfähigen Gebäude uſw. werden in der Regel nach dem Grade ihrer Beitrags- 
a) durch die Bauart bedingten Gefahr in eine der nachſtehenden Beitragsklaſſen und 'dnung. 
b) durch die Einrichtung, Benutzung, Lage — Nachbarſchaft — und Möglichkeit 
der Löſchhülfe bedingten Gefahr in Beitragsſtufen 
eingeordnet. Es gehören zur 
Klaſſe 1 Gebäude mit maſſiven Umfaſſungswänden und feuerſicherem Dach. 
Klaſſe 2 Gebäude ohne maſſive Umfaſſungswände mit feuerſicherem Dach. 
Klaſſe 3 Gebäude ohne feuerſicheres Dach. 
Klaſſe 4 Gebäude mit erhöhter Feuersgefahr. 
Für jede Klaſſe ſind Beitragsſtufen zu bilden. 
Die danach im einzelnen in Anſatz zu bringenden regelmäßigen Beiträge werden von dem 
Direktor nach dem von dem Sozietätsausſchuß genehmigten Tarif feſtgeſetzt. 


§ 29. 
1. Die Beiträge ſind jährlich im voraus bis zum 15. Februar ohne beſondere Ausſchreibung Beiträge. 
zu entrichten. Beginnt die Verſicherung im 9 77 des Jahres, ſo iſt der Beitrag für die Zeit bis 
zum 1. Januar des folgenden Jahres bei Aushändigung des Verſicherungsſcheins zahlbar. 
Rückſtändige Beiträge werden wie die öffentlichen Abgaben eingezogen. 


2. Ergeben die Beiträge gegen den Bedarf einen Ueberſchuß, ſo fließt dieſer in den 
Sicherheitsfonds. 


3. Ergeben die Beiträge gegen den Bedarf einen Fehlbetrag und kann dieſer weder 
aus dem Sicherheitsfonds (§ 42), noch durch Inanſpruchnahme des der Sozietät vom Provinztal⸗ 
verbande eingeräumten Kredits von 1 500 000 Mark gedeckt werden, ſo ſind die Verſicherungs⸗ 
nehmer zu Nachſchüſſen verpflichtet, deren Höhe der Sozietätsausſchuß beſtimmt. 


§ 30. 
Es iſt unzuläſſig: ud je 
1. Gebäude, die bei der Sozietät verfichert find, auch noch bei einer anderen Feuer⸗ and SR 
verſicherungsanſtalt zu verſichern; verſicherung. 


2. Gebäude, die nach ihrer örtlichen Lage zu einem und demſelben Grundſtück gehören, 
ohne Einwilligung oder Genehmigung des Direktors zum Teil bei der Sozietät, 
zum Teil bei einer anderen Feuerverſicherungsanſtalt zu verſichern. 

(ſ. 877 Nr. 2.) a 
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§ 32. 

1. Falls keine andere Dauer verabredet ift, fo gelten die Verſicherungen auf ſechs Jahre 
geſchloſſen; ſie verlängern ſich ſtillſchweigend ſtets auf ein Jahr, wenn ſie nicht ſatzungsmäßig 
gekündigt werden ($ 38). 

2. Der Friſtenlauf beginnt mit dem auf den Verſicherungsabſchluß folgenden 1. Januar. 


3. Die Verſicherungen endigen bei rechtzeitiger Kündigung am Mittage des letzten Tages 
der Friſt. . 


§ 33. 
1. Die Verſicherungsſumme muß durch 100 ohne Reſt teilbar fein. Für Gebäude uſw. 
unter 100 Mark Bauwert iſt der Beitrag für 100 Mark zu zahlen. 


2. Der Verſicherungsnehmer kann die Verſicherung auf einen Teil der ſatzungsmäßig zu⸗ 
läſſigen Verſicherungsſumme beſchränken (ſ. jedoch Nr. J). 


8 34. 


1. Die Verſicherung der Gebäude uſw. erfolgt auf Grund: 
a) eines ſchriftlichen Antrages, 
b) einer Beſchreibung und Bauwertstaxe, 
deren Form der Direktor vorſchreibt. 

2. Der Verſicherungsnehmer hat die Antworten auf die von der Sozietät geſtellten Fragen 
und alle über die Verſicherung ſonſt noch geforderte Auskunft wahrheitsgetreu und vollſtändi 
zu erteilen. Er kann jederzeit Abſchrift dieſer Erklärungen auf ſeine Koſten fordern. Hierauf iR 
er im Verſicherungsſchein aufmerkſam zu machen. (ſ. 8 77 Nr. 4.) 

3. Es ſind einzeln zu verſichern und in der Bauwertstaxe aufzuführen: 

a) jedes Gebäude (alſo auch jedes Neben: oder Hintergebäude), 
b) jeder verſchiedenen Eigentümern gehörige Gebäudeteil und 
e) jedes Zubehörſtück (23 1 fund g). 

4. Eine neue und eine auf ſchriftlichen Antrag geänderte Verſicherung gilt 
vom Mittage: 

a) des Tages, an welchem der Antrag nachweisbar beim Direktor eingegangen iſt, oder 
b) des beantragten ſpäteren Termins 
als vorläufig — unter Vorbehalt der ſatzungsmäßigen Feſtſetzungen — abgeſchloſſen. 

5. Ueber die Feſtſetzung der Verſicherung im Einzelnen oder deren Ablehnung hat der 
Direktor binnen 2 Wochen nach dem vorläufigen Verſicherungsabſchluß zu entſcheiden. 

6. Der Verſicherungsnehmer erhält: 

a) von Amtswegen: einen Verſicherungsſchein, in welchem auch die für ihn 
weſentlichſten Vorſchriften dieſer Satzung abgedruckt ſind, 

b) auf Antrag: eine Nebenausfertigung des Verſicherungsſcheins, gegen Zahlung 4 
einer — vom Direktor allgemein feſtzuſetzenden — Gebühr. 

7. Im Falle einer vom Verſicherungsantrage abweichenden Feſtſetzung der Verſicherung l 
kann der Verſicherungsnehmer: 5 

a) gemäß 8 73 Beſchwerde führen, 
b) binnen der Beſchwerdefriſt ($ 74) den Antrag — wenn er Neuverficherung be- 
zweckt — widerrufen. 

8. Gegen die Ablehnung der Verſicherung iſt Beſchwerde nach 8 73 zuläſſig. 

9. Mit dem fruchtloſen Ablauf der Beſchwerde⸗ oder Widerrufsfriſt (§ 74) gilt die Ver⸗ 
ſicherung als endgültig abgeſchloſſen. 

10. Die Entſcheidungen des Direktors — zu 5 und 7 gelten bis zu ihrer Aufhebung 
als verbindlich. 


— — 


8 35. 
Der Verſicherungsnehmer iſt auf Verlangen des Direktors zur ſichtbaren Anbringung Ver⸗ 
eines Sozietätsverſicherungsſchildes an dem verſicherten Gebäude verpflichtet. cee 
ilder. 
§ 36. 
1. Der Verſicherungsnehmer iſt verpflichtet, binnen 10 Tagen nach Eintritt der Aenderung Aenderungen 
dem Magiſtrat Anzeige zu machen: während der 
a) im Falle eines Eigentumswechſels; 1 
b) wenn an oder in dem Gehöfte Aenderungen entſtehen, die die Feuersgefahr 3 
weſentlich erhöhen; 8 
c) wenn zum Gewerbebetriebe beſtimmte Gebäude durch Aenderung oder Einſtellung 
des Betriebes zum Teil oder ganz entbehrlich werden; 
d) wenn in Wohnhäuſern Geſchäftsräume oder gewerbliche Anlagen errichtet werden. 
2. Die in der Aenderung begründeten Mehr⸗ oder Minderbeiträge ſind in der Regel 
für das volle Vierteljahr, in welchem die Aenderung eintrat, zu zahlen. 
3. Im Falle eines Eigentumswechſels tritt der neue Gebäudeeigentümer in die Rechte 
und Pflichten aus der Verſicherung ein. Der bisherige Eigentümer bleibt jedoch für rückſtändige 
Beiträge mit verhaftet. 
§ 37. 
1. Mit Zuſtimmung des Ssozietätsausſchuſſes kann der Direktor eine allgemeine örtliche Oertliche 
Nachprüfung der Verſicherungen anordnen. Nach er 
2. Zweck derſelben ift, die Verſicherungen ſatzungsmäßig richtig zu ſtellen. der eg 


. Be 

3. Den Verſicherungsnehmern iſt die Teilnahme an der Nachprüfung anheimzugeben. fihtigungen, 

4. Jede Berichtigung iſt dem Verſicherungsnehmer unverzüglich durch Protokoll oder 
ſchriftlich zu eröffnen. f 

Die Berichtigung tritt — vorbehaltlich des Beſchwerderechts — mit der Eröffnung an den 
Verſicherungsnehmer in Kraft. 

Aus der Berichtigung entſteht kein Recht auf Rückzahlung von Beiträgen. 

5. Der Direktor iſt berechtigt, außerordentliche Nachprüfungen einzelner oder aller Ver⸗ 
ſicherungen eines Ortes vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. 

Auf dieſe Prüfung finden die Vorſchriften für die allgemeine Nachprüfung ſinngemäß 
Anwendung. 

6. Der Direktor und die Magiſtrate ſind berechtigt, Beſichtigungen verſicherter Gebäude 
und der darin befindlichen Betriebe unter Zuziehung der Verſicherungsnehmer vorzunehmen oder 
vornehmen zu laſſen. 


Auf Grund ſolcher Beſichtigungen können die Verſicherungen herabgeſetzt und die Ver 
ſicherungsbebingungen geändert werden. 


Die Aenderung der Verſicherung tritt — vorbehaltlich des Beſchwerderechts — mit der 
Eröffnung an den Verſicherungsnehmer in Kraft. 


8 38. 


1. Die freiwillige Aufhebung durch den Verſicherungsnehmer iſt unter folgenden Aufhebung 
Bedingungen zuläffig: h 
a) die Kündigung hat früheſtens 4 und ſpäteſtens 2 Monate vor Ablauf der Ver⸗ 
ſicherung (8 32) ſchriftlich beim Magiſtrat zu geſchehen; 
b) in der Kündigungsſchrift iſt Ort und Lagerbuchnummer der Verſicherung anzugeben; 
o) der Kündigungsſchrift iſt beizufügen, die Einwilligung der im Sozietäts⸗Lagerbuch 
eingetragenen Gläubiger der 2. und 3. Abteilung des Grundbuchs (8 62). 
War die Beifügung dieſer Schriftſtücke nicht ſogleich möglich, ſo iſt deren 
Nachbringung bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt (a) zuläſſig. 


er 
Verſicherung. 
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Die eigenhändige Namensunterſchrift des Verſicherungsnehmers, ſowie der 
Gläubiger zu e, muß von einem zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten 
Beamten beſcheinigt ſein. 

Eine dieſen Bedingungen nicht entſprechende Kündigung iſt unwirkſam. 

2. Die freiwillige Aufhebung nach Uebereinkommen iſt nur mit Einwilligung des 
Direktors zuläſſig. Auf dieſe Aufhebung finden die Vorſchriften unter Nr. 1 ſinngemäß Anwendung. 

3. Die Sozietät kann Verſicherungen aufheben: 

a) aus den gleichen Gründen, die nach § 22 zur Ablehnung berechtigen; 

b) wenn weniger gefährdete Riſiken desſelben Beſitzers bei einer anderen Verſicherungs⸗ 
anſtalt verſichert find; 

c) wenn ein Verſicherungsnehmer die Beiträge nicht gezahlt hat und die Zwangsvollſtreckung 
— wegen dieſer Beiträge — in das bewegliche Vermögen fruchtlos ausgefallen oder 
unausführbar iſt. 

Die Aufhebung der Verſicherung wird mit dem Ablauf eines Monats nach Zuſtellung der 
Aufhebungsverfügung wirkſam, wenn nicht ein ſpäterer Zeitpunkt ausdrücklich feſtgeſetzt 
worden iſt (ſ. a. $ 64). 

Die Beitragspflicht erliſcht in der Regel erſt mit Ablauf des Vierteljahres, in welchem die 
Aufhebung wirkſam wird. 


8 39. 
Herabſetzung 1. Auf die Herabſetzung der Verſicherung finden die Vorſchriften über die Aufhebung 
Serſtcherung ſinngemäß Anwendung. 
i 2. Findet durch die Sozietät eine Herabſetzung der Verſicherungsſumme um mehr als ein 
Zehntel ſtatt, fo iſt der Verſicherungsnehmer: 
a) befugt, den Austritt aus der Sozietät binnen 2 Wochen ſchriftlich an den 
Magiſtrat zu erklären (§ 38 10), 
b) verpflichtet, die im § 381° geſtellten Bedingungen binnen drei Monaten zu erfüllen. 
§ 40. 
Still Die Verſicherung eines Gebäudes erliſcht ohne weiteres: 
ne 1. im vollen Umfange: 
der a) wenn hinſichtlich desſelben Aenderungen eingetreten find, durch welche das 
Verſicherung. Gebäude zu den von der Verſicherung ausgeſchloſſenen (8 22) gehört; 


b) wenn das Gebäude nach einer anderen Stelle verſetzt worden iſt; 
e) nach einem Brande, Einſturz oder Abbruch: 
ab) wenn ein neues Gebäude nicht an Stelle des vernichteten tritt; 
be) wenn das neue Gebäude zu den von der Verſicherung ausgeſchloſſenen 
($ 22) gehört; 
ed) wenn das neue Gebäude auf einem anderen, den Grundbuchgläubigern 
nicht mitverhafteten Grundſtücke errichtet wird. 
2. im Teilumfange, nämlich um den Teil, der den Wert der zum Wiederaufbau 
noch verwendbaren Bauſtoffe überſchreitet: 
a) wenn Gebäude nachweislich zum Abbruch beſtimmt ſind; 
b) wenn Gebäude einen ungewöhnlichen Grad des Verfalles bieten. 
Die Beitragspflicht erliſcht in der Regel erſt mit Ablauf des Vierteljahres, in welchem die 
Löſchung der Verſicherung beantragt oder von Amtswegen verfügt worden iſt. 


Sobald der Direktor von dem Erlöſchen Kenntnis erhalten hat, ſind der Verſicherungs⸗ 
nehmer und die im Lagerbuch eingetragenen Grundbuchgläubiger hiervon zu benachrichtigen. 
(. 8 77 Nr. 6.) 
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§ 41. 
1. Iſt die Verſicherung nicht gemäß § 40 erloſchen, fo tritt das an Stelle des Fortbeſtehen 
früheren errichtete Gebäude in die Verſicherungsſumme — mit Vorbehalt der Neuregelung der der 
Verſicherung — ein. Verſicherung 


2. Die Verſicherungsſumme deckt auch die zum Wiederaufbau beſtimmten Bauſtoffe, die a 
auf dem bisherigen oder einem ſonſtigen Bauplatz im Orte oder in deſſen unmittelbarer ſturz oder 
Nähe lagern. W 

§ 42. 


1. Die Mittel, die der Sozietät zu den ſatzungsmäßigen Zahlungen zur Verfügung ſtehen, Sozietäts⸗ 
ſetzen ſich zuſammen aus: 


vermögen. 
a) den Beiträgen, 
b) den Zinſen, 
o) dem Sicherheitsfonds, 
d) dem vom Provinzialverband bewilligten offenen Kredit in Höhe von 1 500 000 Mark. 
2. Der Sicherheitsfonds iſt beſtimmt: 
a) zu vorſchußweiſen Ausgaben vor Eingang der Beiträge und 
b) zur möglichſten Vermeidung oder zur Verminderung von Beitragsnachſchüſſen. 
3. Der Sicherheitsfonds darf den Betrag von 1000000 Mark nur mit Genehmigung des 
Provinzialausſchuſſes unterſchreiten. 
4. Der Sicherheitsfonds iſt — ſoweit er nicht zu Ausgaben bereit zu halten iſt — wie 
Mündelgeld verzinslich anzulegen. 
5. Dem Sicherheitsfonds wachſen zu die Beitragsüberſchüſſe (8 292). 
§ 43. 
Schadenerſatzpflicht. 
1. Im Falle eines Brandes hat die Sozietät den durch die Zerſtörung oder die Umfang der 


Beſchädigung der verſicherten Sachen entſtehenden Schaden zu erſetzen, ſoweit die Zerſtörung oder Schadens⸗ 
die Beſchädigung auf der Einwirkung des Feuers beruht oder die unvermeidliche Folge des erſapflicht. 
Brandereigniſſes iſt. Die Sozietät hat auch den Schaden zu erſetzen, der bei dem Brande durch 
Löſchen, Niederreißen oder Ausräumen verurſacht wird; das Gleiche gilt von einem Schaden, der 
dadurch entſteht, daß verſicherte Sachen bei dem Brande abhanden kommen. 
2. Auf die Haftung der Sozietät 5 den durch Exploſion oder Blitzſchlag entſtehenden 
Schaden finden dieſe Vorſchriften entſprechende Anwendung, dagegen werden nur auf Grund einer 
Sonderverſicherung erſetzt: 
Trümmerſchäden aus Exploſionen von geſpanntem Waſſerdampf, heißem Waſſer 
oder heißer Luft, ſowie von Dynamit, Pulver und ſonſtigen Sprengſtoffen. 
3. Die Veranlaſſung der Schäden iſt in der Regel für die Erſatzpflicht der Sozietät ohne 
Einfluß. Es werden deshalb auch die bei Landfriedensbruch, bürgerlichen Unruhen oder im 
Kriege durch Feuer veranlaßten Schäden erſetzt. 


4. Die Sozietät kann nach ihrem Ermeſſen Vergütung gewähren für den Schaden, der an 
unverſicherten Gegenſtänden entſtanden iſt durch Maßnahmen, die bei einem Brande zu Gunſten 
der Sozietät ergriffen worden ſind. 


8 44. 


a 1. Alle Anſprüche und Rechte auf Schadenserſatz, die dem Verſicherungsnehmer gegen einen Schadens- 
Anderen zuſtehen, gehen bis zum Betrage der von der Sozietät geleiteten Entſchädigung kraft erſatzanſprue 
der Verſicherung auf die Sozietät über. der Sozietät 

2. Richtet ſich der Erſatzanſpruch des Verſicherungsnehmers gegen einen mit ihm in häus⸗ 
licher Gemeinſchaft lebenden Familienangehörigen, ſo iſt der Uebergang ausgeſchloſſen; der Anſpruch 
geht jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden vorſätzlich verurſacht hat. 


$ 45. 
3 1. Bei Vergütung der Brandſchäden gilt der Grundſatz, daß die Verſicherung nicht zu Schaden. 
einem Gewinn führen ſoll. Mehr als der wirkliche Schaden darf nicht vergütet werden. vergütung 


„Der wirkliche Schaden beſteht in der Minderung, die der gemeine Wert des Gebäudes 
zur Zeit des Brandes durch den Brand erleidet. 


— 


2. Hat eine Wertfeſtſtellung (Taxe) durch die Sozietät ſtattgefunden, ſo gilt die Taxe als 
der Wert, den das verſicherte Gebäude zur Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls hat, es ſei 
denn, daß ſie den wirklichen Verſicherungswert in dieſem Zeitpunkte erheblich überſteigt. 

3. Iſt die Verſicherungsſumme niedriger als die Taxe, ſo haftet die Sozietät, auch wenn 
die Taxe erheblich überſetzt iſt, für den Schaden nach dem Verhältniſſe des wirklichen Werts 
zur Verſicherungsſumme. 


4. Iſt das Gebäude mit Genehmigung des Direktors zugleich bei einer anderen Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft verſichert oder iſt dem Verſicherungsnehmer ein beſtimmter Anteil als Selbſt⸗ 
verſicherung überwieſen, ſo wird der Schaden verhältnismäßig vergütet. 


- § 46. 
Sonberent- Die Entſchädigung erfolgt: 
n 1. wenn die Neuregelung der Verſicherung (§ 41) noch nicht vorgenommen worden iſt: 


im Verhältnis des neuen Gebäudewertes zur ſatzungsmäßig zuläſſigen Ver⸗ 
ſicherungsſumme (§ 26°); i 
2. wenn ein Schaden an Bauſtoffen (§ 412) vorliegt: 
zum vollen Werte des Schadens, in den Grenzen der Verſicherungsſumme; 
3. wenn ein Gebäude zum Abbruch beſtimmt oder wenn mit deſſen Abbruch begonnen 
worden iſt: 
zum Werte der vernichteten Bauſtoffe, nach Abrechnung der Abbruchskoſten. 


§ 47. 
i 1. Der Verſicherungsnehmer hat jeden Schaden ($ 43) binnen 2 Tagen nach erhaltener 
Meni Kenntnis dem Magiſtrat anzuzeigen und zwar mit Angabe der ungefähren Höhe des Schadens. 


rungs⸗ Durch die Abſendung der Anzeige wird die Friſt gewahrt. (f. § 77 Nr. 3.) 


Be utiei 2. Der Verſicherungsnehmer hat dafür zu forgen, daß vor beendeter Schadenſchätzung: 
des Schadens. a) an den abgebrannten oder beſchädigten Gebäuden uſw. ohne polizeiliche Einwilligung 


keine unnötigen Veränderungen vorgenommen und 

b) die übrig gebliebenen Gebäudeteile und Bauſtoffe vor weiterem Schaden und Ent⸗ 
wendung geſchützt werden. 
(ſ. 877 Nr. 4.) 


$ 48. 
Verletzung Als ſchuldhafte Verletzung dieſer Pflichten (8 47) gilt insbeſondere: 
der 1. wenn der Verſicherungsnehmer die zur Sicherung und Erhaltung der beſchädigten 
198 Gebäude uſw. möglichen Mittel nicht anwendet, oder deren Anwendung hindert 
\ \ oder zu hindern verſucht; 
2. wenn der Verſicherungsnehmer oder mit ſeinem Wiſſen und Willen Andere 
bei oder nach dem Brande: s 
a) unnötige Zerſtörungen an den Gebäuden uſw. vorgenommen oder 
p) übrig gebliebene Gebäudeteile und Bauſtoffe bei Seite geſchafft oder ſonſt bei 
der Schätzung verheimlicht haben. 
(ſ. 877 Nr. 4.) 
8 49. 
Verfahren Die Feſtſtellung der Entſchädigung erfolgt entweder durch Vereinbarung zwiſchen der 


für die Sozietät und dem Geſchädigten, oder — auf den ſowohl vor Beginn als auch während der 

Schäcum Vereinbarungsverhandlungen zuläffigen Antrag einer Partei — durch das Abichägungs» Verfahren 
e Fr 

Schadens. gemäß $ 50. 


* 


ua „„ 


van ei 1 ui an 


— 


§ 50. 

Auf Antrag des Direktors oder des Verſicherungsnehmers iſt die Höhe des Schadens 
durch ein Abſchätzungsverfahren feſtzuſtellen, welches mit verbindlicher Kraft für beide Parteien 
nach folgenden Grundſätzen zu erfolgen hat: 1 * : 

Jede Partei ernennt zu Protokoll oder ſonſt ſchriftlich einen Sachverſtändigen. Zeigt eine 
Partei, nachdem ſie dazu von der anderen unter Benennung des ihrerſeits gewählten Sach⸗ 
verſtändigen ſchriftlich aufgefordert iſt, nicht binnen einer Woche nach Empfang der Aufforderung 
die Ernennung des zweiten Sachverſtändigen ſchriftlich an, ſo geht das Recht, dieſen zu wählen, 
auf die auffordernde Partei über. Beide Sachverſtändige ernennen vor Beginn des Abſchätzungs⸗ 
verfahrens einen dritten Sachverſtändigen als Obmann, welcher für den Fall, daß jene ſich nicht 
einigen, nach beendigter Abſchätzung in Tätigkeit tritt und alsdann nur über die ſtreitig gebliebenen 
Punkte innerhalb der Grenzen der Abſchätzungen der Sachverſtändigen entſcheidet. Können ſich die 
letzteren über die Wahl des Obmannes nicht einigen, ſo wird derſelbe auf Antrag der Parteien 
oder einer von ihnen durch den für den Brandort zuſtändigen Magiſtrat ernannt. 

Jede Partei trägt die Koſten ihres, bezw. des für ſie ernannten Sachverſtändigen und die 
Hälfte derjenigen des Obmannes. — 

Auf Grund der Abſchätzung erfolgt die Feſtſtellung der Entſchädigung nach den Grund: 
ſätzen der §88 45 und 46 durch den Direktor. 


8 51. 


Das für die Regelung der Schäden einzuhaltende Verfahren iſt durch eine Anweiſung 
zu beſtimmen, die der Sozietätsausſchuß erläßt. 


9 52. 


Die Abſchätzungsverhandlungen werden dem Verſicherungsnehmer auf Verlangen ab: 
ſchriftlich auf feine Koſten mitgeteilt. 


$ 53. 
Die Auszahlung der Entſchädigung erfolgt nach ihrer Feſtſtellung: 
1. wenn auf dem von einem Schaden betroffenen Grundſtücke in der 2. und 3. Abteilung 


des Grundbuchs keine dinglichen Rechte eingetragen ſind, und dies durch eine beglaubigte 
Abſchrift des Grundbuchblattes nachgewieſen iſt; oder 


2. wenn die Zuſtimmung der im Grundbuche eingetragenen dinglich Berechtigten gemäß 
$ 55 erfolgt oder anzunehmen iſt; oder a 


3. wenn für die beſtimmungsmäßige Verwendung ausreichende Sicherheit beſtellt iſt. 


§ 54. 

1. Will oder kann der Verſicherungsnehmer die Gebäude nicht wieder herſtellen und ſind 
auf dem vom Brande betroffenen Grundſtücke in der 2. und 3. Abteilung des Grundbuchs dingliche 
Rechte eingetragen, ſo iſt der Eintritt des Schadens den Inhabern jener Rechte von dem 
Direktor durch eingeſchriebenen Brief anzuzeigen. Der Verſicherungsnehmer hat zu dieſem Zwecke 


eine beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblattes des vom Brande betroffenen Hypothekengrundſtücks 


dem Direktor einzureichen. 

„ 2. Die Zahlung der Brandentſchädigung erfolgt, wenn ſämtliche im Grundbuche eingetragenen 
dinglich Berechtigten ihre der Unterſchrift nach beglaubigte Zuſtimmungserklärung abgegeben haben, 
oder wenn ſeit dem Empfange der Anzeige ein Monat verſtrichen iſt und beim Direktor ein 
Widerſpruch der Berechtigten gegen die Zahlung nicht erfolgt iſt. 

Die Anzeige darf unterbleiben, wenn ſie untunlich ift (§ 1128 B. GB.). 


8 55. 

Liegt ein Widerſpruch gegen die Zahlung der Brandentſchädigung vor, oder iſt der Rang 
unter den beteiligten Berechtigten ſtreitig, ſo ſind die Beteiligten auf den Rechtsweg zu verweiſen, 
und die Brandentſchädigung iſt zu hinterlegen. Jedoch ſind diejenigen Berechtigten, deren 
Recht durch den Streit nicht betroffen wird, nach Einbehaltung einer ausreichenden Summe zur 
Zahlung der ſtreitigen Forderungen zu befriedigen, wenn und inſoweit die Brandentſchädigung 
hierzu ausreicht. 


Auszahlung 
der Ent⸗ 
ſchäbigung. 


— — 


§ 56. 

1. Abgeſehen von den im 8 53 und 8 54 bezeichneten Fällen wird die Brandentſchädigung, zur 
Sicherung der Grundbuchgläubiger, nur zum Zwecke der Wiederherſtellung des vernichteten oder 
beſchädigten Gebäudes auf demſelben Hypdrhelengrundſtücke gezahlt. Als Wiederherſtellung des 
Gebäudes gilt die Errichtung eines, gleichartigen Zwecken dienenden Gebäudes von mindeſtens 
gleichem Werte. 

2. Der Direktor kann mit Zuſtimmung der Grundbuchgläubiger zulaſſen, daß ein anderen 
Zwecken dienendes Gebäude errichtet wird. 

3. Die Brandentſchädigung wird gezahlt nach Maßgabe des Fortſchreitens der Wieder⸗ 
herſtellungsarbeiten in Teilbeträgen, deren Höhe und Fälligkeit vom Direktor zu beſtimmen ſind. 


4. Ueberſteigt die zu zahlende Brandentſchädigung nicht den zehnten Teil der Verſicherungs⸗ 
ſumme des beſchädigten Gebäudes, ſo kann die Auszahlung in ungeteilter Summe erfolgen, wenn 
eine Schädigung der Grundbuchgläubiger ausgeſchloſſen erſcheint. 

5. Soweit dem Verſicherungsnehmer Koſten des Abſchätzungsverfahrens (§ 50) zur Laft 
fallen, kann deren Betrag an der Brandentſchädigung gekürzt werden. 

6. Liegen erhebliche Bedenken vor, ob die vom Brande betroffenen Gebäude überhaupt 
wieder hergeſtellt werden, fo iſt der Direktor verpflichtet, bis zur Sicherſtellung der Wiederherſtellung 
die Brandentſchädigung einzubehalten. (ſ. $ 54). 

7. Wird die Wiederherſtellung nicht binnen drei Jahren nach Eintritt des Schadens 
vollendet, ſo iſt die Brandentſchädigung abzuglich der nach den vorſtehenden Beſtimmungen geleiſteten 
Zahlungen den geſetzlich Berechtigten zu zahlen. Eine Verlängerung dieſer Friſt kann von dem 
Direktor in geeigneten Fällen bewilligt werden. 


§ 57. 

Solange die amtliche Unterſuchung über die Entſtehung eines Brandes ſchwebt, iſt die 
Auszahlung der Brandentſchädigung zu beanſtanden, bis der Verſicherungsnehmer eine Erklärung 
der betreffenden Gerichtsbehörde beigebracht hat, daß ein Anlaß zur Einleitung eines Verfahrens 
aus Veranlaſſung des Brandes gegen ihn nicht vorliegt, oder daß das eingeleitete Verfahren feine 
Schuld nicht erwieſen hat. Der Direktor kann von der Beibringung dieſes Nachweiſes in ſolchen 
Fällen abſehen, in denen ein Verſchulden des Verſicherungsnehmers offenbar ausgeſchloſſen iſt. 


8 58, 


J. Die Zahlung der Brandentſchädigung geſchieht an den Verſicherungsnehmer. Darunter 
iſt der Eigentümer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß, wenn das Eigentum an 
dem Gebäude durch freiwillige oder notwendige Veräußerung, Vererbung uſw. auf einen anderen 
übergeht, damit zugleich alle aus der Verſicherung entſpringenden Rechte und Pflichten für über⸗ 
tragen erachtet werden. 

2. Als neuer Eigentümer iſt ſchon derjenige anzuſehen, der das Gebäude erworben und 
in Beſitz genommen hat. 


§ 59. 

1. Hat der Verſicherungsnehmer den Anſpruch auf Entſchädigung ganz oder zum Teil verwirkt, 
ſo iſt die Sozietät dennoch verpflichtet, die Entſchädigung an die vor dem Brande im Grundbuche 
eingetragenen Berechtigten, mögen ihre Rechte gemäß § 62 im Lagerbuche vermerkt ſein oder nicht, 
gegen entſprechende Abtretung ihrer Rechte auf Antrag inſoweit zu zahlen, als dies nötig iſt. 

2. Sind im Falle ſolcher Abtretung noch ungetilgte, vor dem Brande eingetragene 
Anſprüche vorhanden, ſo iſt die Sozietät auf Verlangen verpflichtet, denſelben vor der ihr 
abgetretenen Forderung den Vorrang einzuräumen. 


3. Der Antrag des Berechtigten auf Auszahlung muß bei Vermeidung der Ausſchließung 
binnen 2 Jahren nach dem Tage des Schadeneintritts bei dem Direktor geſtellt werden. 

4. Die Zahlung erfolgt an die Berechtigten nach der Rangfolge oder, falls Zweifel 
beſtehen, zur geſetzlichen Hinterlegungsſtelle. 


u tn 


8 60. 


Der Direktor ift berechtigt, von dem Nachweiſe der Zuſtimmung (§ 63), von der Benach⸗ 
richtigung (§ 64) und Berückſichtigung (8 59) eines Berechtigten dann abzuſehen, wenn ſein 
Wohnort unbekannt oder außerhalb des Deutſchen Reiches belegen iſt, falls er nicht einen Vertreter 
im Inlande beſtellt hat. 


8 61. 


Wird die Brandentſchädigung nicht binnen 10 Jahren von dem Tage des Schaden— 
eintritts an gerechnet, erhoben, ſo erliſcht der Anſpruch darauf. 


§ 62. 
Sicherung der Grundbuchgläubiger. 


Außer den Vorſchriften in 88 381°, 40, 41, 53 bis 56 gelten zum Schutze der Grund⸗ Schutz der 
buchgläubiger folgende Beſtimmungen: e 
1. Jeder in der 2. und 3. Abteilung des Grundbuchs eingetragene Berechtigte, für N 
deſſen Recht ein bei der Sozietät verſichertes Gebäude haftet, iſt befugt, fein Recht 
in dem Lagerbuche vermerken zu laſſen. 
2. Ueber dieſen Vermerk im Lagerbuche iſt ein Sicherungsſchein auszuſtellen. 
3. Die Löſchung eines ſolchen Vermerks darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung des 
nach Inhalt des Grundbuches Berechtigten geſchehen, oder wenn der Nachweis 
geführt iſt, daß das Recht im Grundbuche gelöſcht iſt. 
4. Iſt ein verſichertes Grundſtück der Königlichen Rentenbank rentenpflichtig, ſo ſteht 
die Rentenbank einem Berechtigten gleich, welcher ſein Recht im Lagerbuche hat 
vermerken laſſen. 


8 63. 

Der Verſicherungsnehmer darf ohne die Zuſtimmung der im Lagerbuche eingetragenen 
Grundbuchgläubiger weder die Verſicherung freiwillig aufheben, noch die Verſicherungsſumme 
bea e Die Zuſtimmungserklärung muß ſchriftlich abgefaßt und unterſchriftlich 
beglaubigt ſein. 


8 64. 


1. Tritt einer der Fälle ein, in denen der Direktor berechtigt und gewillt iſt, eine 
e Gebäudeverſicherung aufzuheben oder die Verſicherungsſumme herabzuſetzen, ſo ſind die 
im Lagerbuche eingetragenen Grundbuchgläubiger hiervon gleichzeitig mit dem Verſicherungsnehmer 
zu benachrichtigen. 

2. Jedem dieſer Berechtigten ſteht es alsdann frei, wenn die Aufhebung der Verſicherung 
wegen nicht rechtzeitiger Zahlung des Beitrages erfolgt, innerhalb 4 Wochen, in den anderen 
Fällen innerhalb drei Monaten nach empfangener Benachrichtigung, gegen Entrichtung der Beiträge, 
die Verſicherung für ſein Intereſſe fortzuſetzen. 

3. Der Antrag auf Fortſetzung der Verſicherung muß innerhalb dieſer Friſten ſchriftlich 
dem Direktor eingereicht werden. 

4. Der Direktor kann aber die Fortſetzung von der Bedingung abhängig machen, daß das 
angezeigte Recht, ſobald dies zuläſſig iſt, gekündigt, ſowie daß die Zwangsverſteigung betrieben wird. 


B. Verſicherung beweglicher Gegenſtände (Mobiliar). 


8 65. 


1. Die Sozietät verſichert bewegliche Sachen. Ihre Befugnis hierzu erſtreckt ſich auch Berficherunge- 
auf die Stadt Berlin mit der Einſchränkung, daß die Sozietät neue Verſicherungen in Berlin nicht Mbinfeit, 
mehr aufnehmen darf, ſobald die Stadt Berlin die Mobiliarverſicherung in ihren Geſchäftskreis 
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2. Eine Verpflichtung der Sozietät zur Annahme einer Mobiliarverſicherung beſteht nicht. 


3. Ueber Annahme, Ablehnung, Aufhebung, Herabſetzung oder Beitragseinſchätzung einer 
Mobiliarverſicherung entſcheidet der Direktor endgültig. 


§ 66. 
Verſicherungs Als Verſicherungswert gilt bei Haushalts- und ſonſtigen Gebrauchsgegenſtänden, bei 
wert. Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen derjenige Betrag, welcher erforderlich iſt, um Sachen gleicher 
Art anzuſchaffen, unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu 
ſich ergebenden Minderwerts. 


§ 67. 
Beitrag. 1. Die Feſtſetzung der Beiträge erfolgt nach dem Grade der Gefahr. 


2. Eine Pflicht zu Beitrags nachſchüſſen beſteht für den Verſicherungsnehmer nicht. 
Fehlbeträge, die nicht aus den Mitteln der Sozietät (8 42) beſtritten werden können, 
find gemäß § 29 Nr. 3 zu decken. 


3. Rückſtändige Beiträge werden im ordentlichen Rechtswege eingezogen. 


8 68. 
Verſicherungs⸗ 1. Die Verſicherungen gelten, wenn keine andere Friſt feſtgeſetzt iſt, auf 6 Jahre 
dauer. geſchloſſen. 5 
2. Erliſcht die Verſicherung eines Gebäudes nach $ 40, oder wird die Gebäudeverſicherung 
nach § 389 aufgehoben, fo kann gleichzeitig die Verſicherung der in den Gebäuden befindlichen 
a Gegenſtände des Gebaͤudeeigentümers von dem Verſicherungsnehmer oder dem Direktor 
gelöſt werden. 


8 69. 

Ber: 1. Die Verſicherung erfolgt unter den vom Sozietätsausſchuß mit Zuſtimmung des 
ſicherungs. Provinzialausſchuſſes feſtgeſetzten allgemeinen und Zuſatzbedingungen, ſowie unter den vom 
bedingungen. Direktor feſtgeſetzten Sonderbedingungen. 

2. Die allgemeinen und Zuſatzbedingungen, ſowie deren Nachträge, ſind zu veröffent⸗ 
lichen. (8 83°.) 
§ 70. 
Die Vermittlung der Verſicherung beweglicher Sachen geſchieht durch Geſchäftsführer, die 
unter den vom Sozietätsausſchuß feſtzuſetzenden Anſtellungs⸗ und Beſoldungsbedingungen vom 
Direktor angenommen werden. 


I 


Geltung von Soweit für die Mobiliarverſicherung nicht Sondervorſchriften beſtehen, ſindet die Satzung 


Ju mobiliar⸗ fi a icher ie > ili { i aß 9 dung. 
riſten für die Gebäudeverſicherung auf die Mobiliarverſicherung finngemäß Anwendung 


auch für 
Mobiliar. 


C. Rück- und Mitverſicherung. 
Ser 
Der Direktor kann mit Einwilligung des Sozietätsausſchuſſes Rückverſicherung nehmen: 


1. bei der auf Gegenſeitigkeit beruhenden Rückverſicherungsabteilung des Verbandes 
der öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten in Deutſchland, oder 

2. bei Verſicherungsanſtalten, welche zu Rückverſicherungsgeſchäften in Preußen ermächtigt 
ſind. 


Der Direktor iſt berechtigt, nach freiem Ermeſſen größere Verſicherungen mit anderen 
Verſicherungsgeſellſchaften zu teilen. 


he 


D. Beſchwerden und Streitigkeiten. 


0 1 
1. Gegen die Verfügungen und Entſcheidungen des Direktors ſteht den Verſicherungs⸗ Beſchwerde⸗ 
nehmern die Beſchwerde an den Sozietätsausſchuß und gegen die Entſcheidungen des letzteren, weg. 
ſoweit fie nicht nach $ 75 unanfechtbar find, die weitere Beſchwerde an den Provinzialausſchuß offen. 


2. Beſchwerden über die örtlichen Verwaltungsorgane der Sozietät und die Beauftragten 
des Direktors ſind zunächſt bei dem Direktor anzubringen. 


8 74. 


Die Beſchwerden und die weiteren Beſchwerden müſſen binnen einer ausſchließenden Friſt 
von zwei Wochen nach Empfang der Entſcheidung eingelegt werden. 


9 75. 
1. Die Entſcheidungen des Sozietätsausſchuſſes, welche betreffen: 

a) die Annahme oder Ablehnung einer Immobiliarverſicherung, 

b) die Aufhebung oder Herabſetzung einer Immobiliarverſicherung und 

e) die Klaſſeneinordnung von Gebäuden 
ſind endgültig. 
2. An der Beſchlußfaſſung im Sozietätsausſchuß und im Provinzialausſchuß darf nicht 
teilnehmen: 

a) wer in der Sache amtlich tätig geweſen iſt, 

b) wer an der Vorentſcheidung teilgenommen hat, 

c) wer an der Sache ſelbſt beteiligt und 

d) wer mit dem Beteiligten näher als im dritten Grade verwandt oder verſchwägert iſt. 


3. Die Verhandlungen des Sozietätsausſchuſſes über Beſchwerden gegen Verfügungen oder 
Entſcheidungen des Direktors find von einem aus der Zahl der gewählten Mitglieder von dem 
Sozietätsausſchuß für die Dauer der Wahlperiode ($ 8) zu wählenden Vorſitzenden zu leiten, welcher 
von der Zeit der Verhandlung über die Beſchwerde den Beſchwerdeführer mit dem Anheimſtellen 
benachrichtigt, ſeine Beſchwerde ſelbſt oder durch einen Bevollmächtigten in der Verhandlung zu 
vertreten Die Beratung und Entſcheidung erfolgt nach dem Schluß der Verhandlung unter 
Ausſchluß des Direktors und des Syndikus ſowie des Beſchwerdeführers oder ſeines Vertreters. 
Der Sozietätsausſchuß iſt nur beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens ſechs 
gewählte Mitglieder anweſend ſind. Der Vorſitzende eröffnet die Entſcheidung. 6 


8 76. | 
Für alle Streitigkeiten aus dem Verſicherungsverhältnis unterwirft ſich die Sozietät, je Rechtsweg. 
nach der Wahl des Verſicherungsnehmers, entweder dem Gerichte desjenigen Ortes, welcher auf 


der Verſicherungsurkunde als Ausſtellungsort bezeichnet iſt, oder dem Gerichte desjenigen Ortes, 
in dem die Verſicherungsobjekte belegen find. 


E. Vertragsſtrafen. 


8 77. 

1. Mit dem freiwilligen oder mit dem unfreiwilligen Ausſcheiden aus der Sozietät geht 
der Anſpruch an das Vermögen derſelben verloren. 

2. So lange eine Doppelverſicherung (§ 30) beſteht, gelten die Rechte au der mit der 
Sozietät geſchloſſenen Verſicherung als erloschen „Dagegen bleibt der Verſicherungsnehmer zur 
Zahlung des Beitrages bis zum Ablaufe der Verſicherungsdauer, mindeſtens aber bis zum Ablauf 
des Halbjahres, in welchem die Verſicherung gelöſcht wird, verpflichtet. 

3. Wenn der Verſicherungsnehmer die ihm nach § 47! obliegende Anzeige eines Schadens 
durch eigenes Verſchulden verſäumt hat, ſo kann die Entſchädigung gekürzt werden. Der Abzug 
darf nicht über 20% der Vergütung betragen. 


Förderung 
des Feuer⸗ 
löſchweſens. 


Belohnungen, 


Unter⸗ 
ſtützungen 
und Prämien 


für 
Löſchhülfe. 


Koften und 
Belohnungen 
fü 


r 

Ermittelung 

von Brand⸗ 
ſtiftern. 
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4. Die Entſchädigung kann ganz oder zum Teil verſagt werden, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer vorfäßlich oder grob-fahrläfftg den Vorſchriften im § 34°, 472 und 48 zuwiderhandelt. 

5. Wenn der Verſicherungsnehmer den Schaden vorſätzlich oder durch grobes Verſchulden 
verurſacht, oder wenn er ſich bei Ermittelung des Schadens einer betrügeriſchen Angabe oder 
Verſchweigung ſchuldig macht, ſo verliert er jeden Anſpruch auf Entſchädigung. 

6. Bei ſtillſchweigendem Erlöſchen der Verſicherung (§ 40) hat der Verſicherungsnehmer 
keinen Anſpruch auf Entſchädigung für einen vor der Löſchung der Verſicherung eingetretenen Schaden. 


F. Auslegung der Satzung. — Billigkeitsrückſichten. 


8 78. 
1. Die Satzung iſt im Zweifel zu Gunſten der Verſicherungsnehmer auszulegen. 
2. Wenn ein Verſicherungsnehmer durch Verletzung einer ſatzungsmäßigen Pflicht die 
Entſchädigung verwirkt hat, kann der Sozietätsausſchuß aus Billigkeitsrückſichten die Ent⸗ 
ſchädigung ganz oder zum Teil gewähren. 


IV. Freiwillige Leiſtungen der Suziefät. 


8.79. 
1. Innerhalb der durch den Etat zur Verfügung geſtellten Mittel kann der Direktor zu 
gemeinnützigen, zugleich die Sozietät fördernden Zwecken, insbeſondere: 
zur Beſchaffung von Feuerſpritzen und Löſchgeräten, 
zur 9 von Feuerwehren und ſonſtigen Einrichtungen für das Feuer- 
weſen, 
zur Inſtandſetzung beſchädigter Feuerſpritzen und Löſchgeräte 
Beihülfen und Belohnungen gewähren. 
2. Die Gewährung ſolcher Beihülfen erfolgt nur nach Erfüllung der von dem Sozietäts- 
ausſchuſſe aufgeſtellten Bedingungen. 1 
3. Mit Zustimmung des Sozietätsausſchuſſes können an Verſicherungsverbände oder an 
Stadtgemeinden auch anderweite Vergünstigungen gewährt werden. 


8 80. 
1. Iſt die Löſchhülfe (mit Einſchluß der Rettungsarbeit) der Sozietät von beſonderem 
Nutzen geweſen, ſo kann der Direktor gewähren: 
a) Perſonen, die das Feuer zuerſt an zuſtändiger Stelle ſchnell gemeldet haben: 
Belohnungen bis zu 20 Mark; 
b) Feuerwehren und einzelnen Perſonen, die ſich beſonders ausgezeichnet haben: 
Belohnungen bis zu 100 Mark; 5 
e) bei der Löſchhülfe verunglückten und der Feuerwehrunfallkaſſe nicht angehörenden 
Perſonen und deren Hinterbliebenen: eine einmalige Unterſtützung bis zu 150 Mark; 
d) Spritzen⸗ und Waſſerwagen⸗Prämien bis zu 20 Mark. 
2. Auch kann der Direktor eine nach billigen Grundſätzen zu bemeſſende Entſchädigung 
gewähren, wenn Zugtiere bei Heranſchaffung von Löſchgeräten zur Brandſtätte eines bei der 
Sozietät verſicherten Gebäudes verendet oder beſchädigt worden ſind. i 


§ 81. 
Der Direktor kann: 
1. die durch die Abordnung eines Detektivs zur Ermittelung des Brandſtifters ent⸗ 
ſtehenden Koſten auf Sozietätsfonds übernehmen; 
2. Belohnungen bis zu 1000 Mark für Ermittelung eines Brandſtifters gewähren, 
wenn dieſer wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger Brandſtiftung rechtskräftig verurteilt 
worden iſt. 


OR 


V. Uebergangs- und Schlukbeffimmungen. 


9 82. 


Die vorliegende Satzung tritt an die Stelle des Reglements der Sozietät von 1896 und 
des dazu ergangenen Nachtrags von 1902. 


8 83. 
1. Abänderungen der vorſtehenden Satzung können mit verbindlicher Kraft für die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nur durch Beſchluß des Provinzial-Landtages erfolgen. 
2. Abänderungen betreffend die Organiſation und die Verwaltungsgrundſätze bedürfen der 


Genehmigung des Miniſters des Innern (§ 120 der Provinzial⸗Ordnung). 
3. Die Bekanntmachungen der Sozietät erfolgen durch die Amtsblätter der Regierungsbezirke 


Potsdam und Frankfurt a. O 


4. Die Satzung und ſpätere Abänderungen treten 14 Tage nach geſchehener Bekanntmachung 
in Kraft, ſofern nicht ein anderer Zeitpunkt ausdrücklich beſtimmt iſt. 


Vorſtehende Satzung der Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg iſt den Beſchlüſſen 
des Provinziallandtages entſprechend vom Provinzialausſchuß feſtgeſetzt worden. 


Berlin, den 21. Auguſt 1907. 


Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 


L. 8. gez. Frhr. von Manteuffel 


Ausfertigung Wirklicher Geheimer Rat. 
Tagebuch⸗No. 1678 C. 


Die vorſtehende von dem Provinzial⸗Landtage für die Provinz Brandenburg in der Sitzung 
vom 25. Februar 1907 beſchloſſene Satzung der Städte ⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg 
wird auf Grund des § 120 der Provinzial⸗Ordnung vom 29. Juni 1875 hierdurch mit der Maß⸗ 
gabe genehmigt, daß in § 29 Nr. 3 hinter dem Worte „Verſicherungsnehmer“ eingeſchaltet wird 
„der Immobiliar⸗Verſicherung“. 


Berlin, den 2. Oktober 1907. 


8. Der Minifter des Innern. 
Genehmigung. Im Auftrage 
Ib 1729 gez. Lindig 7 


Druck von Bernhard Paul, Berlin BW. 48. 


